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Rechtskraft -
Deskriptoren Anschluss an BSG v. 25.10.2012 – B 9 SB

2/12 R unter Rückstellung von Bedenken,
Schwerbehindertenrechtliche Bewertung
eines schweren Diabetes mellitus

Leitsätze Der in Teil B Nr.15.1 Abs.4 VmG
beschriebene Therapieaufwand reicht für
die Annahme gravierender
Beeinträchtigungen in der Lebensführung
und damit eines GdB von 50 allein nicht
aus.

Auch durch die Diabetestherapie
verursachte Einschränkungen bei Reisen
oder dem Besuch öffentlicher
Veranstaltungen begründen allein keine
gravierenden Beeinträchtigungen in der
Lebensführung, können aber im
Zusammenwirken mit weiteren durch den
Diabetes hervorgerufenen Einschnitten im
Rahmen der anzustellenden
Gesamtbetrachtung diese Annahme
rechtfertigen.

Die Berücksichtigung von
Folgeerkrankungen des Diabetes im
Rahmen vom Teil B Nr.15.1 Abs.4 VmG
erfordert nicht, dass diese
Folgeerkrankungen auch isoliert mit
einem GdB zu bewerten sind.

Normenkette SGB IX § 153 Abs. 2, SGB IX 152 Abs. 1, 
VersMedV § 2, Teil B Nr. 15.1
Versorgungsmedizinische Grundsätze
(VmG)

1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 2 SB 54/18
Datum 14.02.2020

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 8. Juni
2018 aufgehoben. Der Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 2.
MÃ¤rz 2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. April 2016 verurteilt,
dem KlÃ¤ger ab Februar 2017 einen GdB von 50 zuzuerkennen. Der Beklagte
erstattet dem KlÃ¤ger seine notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten fÃ¼r beide
Instanzen. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der am 1960 geborene KlÃ¤ger begehrt die Zuerkennung der
Schwerbehinderteneigenschaft mit Grad der Behinderung (GdB) von mindestens 50.
Strittig ist dabei vor allem die Bewertung seiner Diabeteserkrankung.

Mit Feststellungsbescheid vom 11. Juli 2012 stellte der Beklagte bei dem KlÃ¤ger
einen GdB von 20 fest. Grundlage waren dabei folgende Behinderungen, hier
mitgeteilt mit den verwaltungsinternen Einzelbewertungen.

Diabetes mellitus GdB 20 SchulterfunktionsstÃ¶rung rechts GdB 10
FunktionsstÃ¶rung im Knie GdB 10

Am 14. Januar 2015 stellte der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber dem Beklagten einen
HÃ¶herstufungsantrag, den er vor allem mit Ã�nderungen hinsichtlich der
Diabeteskrankheit begrÃ¼ndete. Er fÃ¼gte einen Entlassungsbericht aus den S
Kliniken O Ã¼ber seinigen dortigen Aufenthalt vom 27. bis 30. Dezember 2014 bei.
Nach Einholung eines Befundberichtes von dem Internisten Dr. T erkannte der
Beklagte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 2. MÃ¤rz 2015 einen GdB von 30 zu.
Grundlage war verwaltungsintern die Bewertung der Diabeteserkrankung mit einem
Einzel-GdB von 30. Dagegen richtete sich der Widerspruch des KlÃ¤gers vom 25.
MÃ¤rz 2015, der nach Einholung eines weiteren Befundberichtes des Internisten T
sowie Einreichung eines Arztbriefes aus dem M Klinikum in K mit
Widerspruchsbescheid vom 26. April 2016 zurÃ¼ckgewiesen wurde.

Mit der am 11. Mai 2016 beim Sozialgericht Kiel erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger
sein Begehren weiterverfolgt. Zur BegrÃ¼ndung hat er vorgetragen, der zuerkannte
GdB von 30 werde seinen Behinderungen nicht gerecht, insbesondere die
Zuckererkrankung, infolge der er auf die Einnahme von Insulin angewiesen sei, sei
insoweit zu niedrig bewertet. ZusÃ¤tzlich leide er auch an Beschwerden in den
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Knien und den Schultergelenken. Die stattgehabte Operation habe insoweit keine
echte Besserung hinsichtlich der Schultergelenkbeschwerden gebracht. Auch der
von dem gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen vorgeschlagene GdB von 40 werde seinen
Leiden nicht gerecht. Anders als vom Beklagten angenommen, komme es
tatsÃ¤chlich hÃ¤ufig zu Unterzuckerungen, die sich in MÃ¼digkeit und
ErschÃ¶pfung ausdrÃ¼ckten. GlÃ¼cklicherweise kenne er seinen KÃ¶rper
inzwischen gut und habe immer gut und rechtzeitig reagieren kÃ¶nnen. Es kÃ¶nne
nicht Sinn und Zweck der Regelung sein, dass erst ein medizinischer Notfall
eintreten mÃ¼sse, damit die Schwere der Erkrankung anerkannt werde. Gleichwohl
wirkten sich Unterzuckerungen aber auch erhÃ¶hte Zuckerwerte auf sein
kÃ¶rperliches WohlgefÃ¼hl aus, es komme zu Augenbrennen, SchwindelgefÃ¼hl
und SchweiÃ�ausbrÃ¼chen.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

den Bescheid des Beklagten vom 2. MÃ¤rz 2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. April 2016 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu
verurteilen, bei ihm einen Grad der Behinderung von 50 ab Antragstellung
festzustellen.

Der Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er hat zunÃ¤chst an den Bewertungen der angefochtenen
Verwaltungsentscheidungen festgehalten und sich nach Einholung des Gutachtens
des SachverstÃ¤ndigen Dr. A bereit erklÃ¤rt, die Behinderungen des KlÃ¤gers ab
Februar 2017 mit einem GdB von 40 zu bewerten. Ein hÃ¶herer GdB als 40 komme
fÃ¼r die Diabeteserkrankung aber nicht in Betracht. Es fehle an einer neben dem
Therapieaufwand erforderlichen deutlichen TeilhabebeeintrÃ¤chtigung. Eine solche
sei bei fehlenden FolgeschÃ¤den und nicht beschriebenen Unterzuckerungen nicht
erkennbar.

Das Sozialgericht hat zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhaltes einen weiteren
Befundbericht des den KlÃ¤ger behandelnden Arztes Dr. T eingeholt. Der KlÃ¤ger
selbst hat einen Entlassungsbericht aus der S klinik Ã¼ber einen kardiologisch
bedingten Aufenthalt im Juni 2017 zur Akte gereicht. Das Sozialgericht hat ferner
ein Gutachten des Chirurgen Dr. A eingeholt, welches dieser am 21. MÃ¤rz 2018
aufgrund einer ambulanten Untersuchung des KlÃ¤gers am 6. MÃ¤rz 2018 erstattet
hat. Der SachverstÃ¤ndige hat die Diabeteserkrankung des KlÃ¤gers mit einem
Einzel-GdB von 50 bewertet und dabei im Wesentlichen auf die hÃ¤ufigen
Blutzuckermessungen (mindestens viermal tÃ¤glich) abgestellt. Alle weiteren
Behinderungen hat er mit einem GdB von 10 bzw. unter 10 bewertet.

Der Beklagte hat infolge dieses Gutachtens ein Teilanerkenntnis dahingehend
abgegeben, den GdB des KlÃ¤gers ab Februar 2017 mit 40 zu bewerten. Dieses
Teilanerkenntnis hat der KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
Sozialgericht unter Aufrechterhaltung der Klage im Ã�brigen angenommen.
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Das Sozialgericht hat zu den AusfÃ¼hrungen der Beteiligten noch eine
ergÃ¤nzende Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen A eingeholt, der in dieser
Stellungnahme vom 3. Juni 2018 in Abweichung von seinem Gutachten die
Diabeteserkrankung nunmehr mit einem GdB von 40 bewertet hat.

Mit Urteil vom 8. Juni 2016 hat das Sozialgericht Kiel die Klage abgewiesen. In der
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, die Diabeteserkrankung sei mit einem GdB von
40 zu bewerten. Zwar bestehe ein hoher Therapieaufwand, dieser reiche fÃ¼r die
Festsetzung eines GdB von 50 aber nicht aus. Nach Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts mÃ¼sse darÃ¼ber hinaus eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung
in der LebensfÃ¼hrung bestehen. Hier kÃ¶nne die jeweilige Stoffwechsellage
bedeutsam sein. Eine solche TeilhabebeeintrÃ¤chtigung, die Ã¼ber die mit dem
erforderlichen Therapieaufwand zwangslÃ¤ufig verbundenen Einschnitte
hinausgeht, liege nicht vor. Zwar berichte der KlÃ¤ger Ã¼ber HypoglykÃ¤mien,
diese wÃ¼rden jedoch rechtzeitig bemerkt und kÃ¶nnten durch Traubenzucker oder
die Aufnahme von Nahrung kompensiert werden. Alle weiteren Behinderungen
seien nicht mit einem GdB von mehr als 10 zu bewerten.

Gegen dieses seinen BevollmÃ¤chtigten am 20. August 2018 zugestellte Urteil
richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers vom 10. September 2018.

Er trÃ¤gt vor, es sei unstreitig, dass er mindestens 4 Insulininjektion tÃ¤glich
verabreichen mÃ¼sse. TatsÃ¤chlich sei es so, dass es sich um durchschnittlich 7
Insulininjektionen handele. DiesbezÃ¼glich reicht er Kopien aus einem
Diabetestagebuch Ã¼ber den Monat Oktober 2018 ein. Es sei auch so, dass er die
Insulindosen in AbhÃ¤ngigkeit von Blutzuckerwert, Essensaufnahme und
kÃ¶rperlicher Belastung selbstÃ¤ndig variieren mÃ¼sse. DarÃ¼ber hinaus sei er
gravierend in allen Bereichen seiner LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigt. Anders als
das Sozialgericht meine, kÃ¶nne eine derartige BeeintrÃ¤chtigung nicht erst dann
angenommen werden, wenn fortlaufend schwerwiegende hypoglykÃ¤mische
Entgleisungen eingetreten sein. Denn dann lÃ¤ge eine auÃ�ergewÃ¶hnlich schwer
regulierbare Stoffwechsellage vor, die nach den versorgungsmedizinischen
GrundsÃ¤tzen mit einem GdB von mehr als 50 zu bewerten sei. Das Sozialgericht
habe verkannt, dass die Zahl der der erforderlichen Blutzuckermessungen durchaus
ein Indiz fÃ¼r besondere, die LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigende Erschwernisse
sein kÃ¶nne. Wer im stÃ¤ndigen Ã�berwachungs- und Handlungsdruck lebe,
kÃ¶nne nicht Ã¼ber lÃ¤ngere Zeit ungestÃ¶rt anderen AktivitÃ¤ten nachgehen.
Dies gelte umso mehr, wenn wie vorliegend mehr als vier Injektion regelhaft
erforderlich seien. Der KlÃ¤ger mÃ¼sse nicht nur Ã¼berdurchschnittlich hÃ¤ufig
Injektionen durchfÃ¼hren, sondern sei wegen der Schwere seiner Erkrankung
darÃ¼ber hinaus gezwungen, einige Zeit nach der Insulininjektion seinen Blutzucker
erneut zu messen. Er mÃ¼sse daher immer Insulin dabei haben und die
MÃ¶glichkeit, Reisen zu unternehmen, sei eingeschrÃ¤nkt. Ebenso bestÃ¤nden
EinschrÃ¤nkungen bei Restaurantbesuchen oder privaten Treffen mit Freunden.
Zudem lÃ¤gen FolgeschÃ¤den an anderen Organen vor. So bestehe eine koronare
Herzerkrankung und eine erektile Dysfunktion. Er habe auch bereits einen
Herzinfarkt erlitten. Dies kÃ¶nne schwerlich geringer zu bewerten sein als die eine
oder andere, fremde Hilfe erforderlich machende hypoglykÃ¤mische Entgleisung.
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Auch die sexuelle Dysfunktion fÃ¼hre zu einer BeeintrÃ¤chtigung in seiner
LebensfÃ¼hrung. Ferner habe er den Verlust von zwei ZÃ¤hnen zu beklagen. Auch
dies sei Folge der Diabeteserkrankung, denn ein schwer regulierbarer Zuckerwert
fÃ¼hre hÃ¤ufig auch zur SchÃ¤digung der BlutgefÃ¤Ã�e und damit einhergehend
zu einer Verschlechterung der Durchblutung des Mundraums. Der behandelnde
Zahnarzt habe daher auch von einem FÃ¼llen der LÃ¼cken durch Implantate
abgeraten, da deren dauerhaft festes Verwachsen mit dem Kiefer wegen der
Schwere des Diabetes nicht gewÃ¤hrleistet wÃ¤re. Eine entsprechende
Bescheinigung seines Zahnarztes reicht er ein. Es kÃ¶nne auch nicht auÃ�er Acht
gelassen werden, dass ein GdB von 30 bis 40 nach den VmG bereits regelhaft
Menschen zuzubilligen sei, die mindestens einmal tÃ¤glich eine dokumentierte
Ã�berprÃ¼fung des Blutzuckers selbst durchfÃ¼hren und durch weitere Einschnitte
in der LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigt seien. Der KlÃ¤ger sei deutlich stÃ¤rker
belastet. Die Feststellung eines GdB von 50 sei jedenfalls geboten. Zu
berÃ¼cksichtigen sei ferner das im Schultergelenk EinschrÃ¤nkungen der
Beweglichkeit bestÃ¤nden, die der erstinstanzliche SachverstÃ¤ndige noch nicht
abschlieÃ�end bewertet habe. DiesbezÃ¼glich Ã¼berreicht er einen Befundbericht
aus dem M Klinikum vom 10. Dezember 2018.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 8. Juni 2018 aufzuheben und den Beklagten
unter Aufhebung des Bescheides vom 2. MÃ¤rz 2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. Juni 2016 zu verurteilen, dem KlÃ¤ger einen GdB
von mindestens 50 zuzuerkennen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er trÃ¤gt vor, aus dem vorgelegten Blutzuckertagebuch ergebe sich, dass in der
Regel Injektionen von 3 Einheiten Insulin insbesondere zu den Mahlzeiten erfolgten.
Eine wesentliche Varianz in der Insulindosis sei somit nicht dokumentiert. Eine
erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der LebensfÃ¼hrung mit deutlicher
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung sei weiterhin nicht festzustellen. Zwar habe der
Gutachter auch eine Polyneuropathie beschrieben. Es hÃ¤tten sich aber klinisch
keine motorischen Defizite ergeben. Hinsichtlich des rechten Schultergelenkes sei
eine endgÃ¼ltige FunktionsstÃ¶rung mit einem Abspreizen von 90Â° dokumentiert.
Dies entspreche einem GdB von 10.

ErgÃ¤nzend wird hinsichtlich des Sach- und Streitstandes auf die SchriftsÃ¤tze der
Beteiligten sowie den weiteren Inhalt der Gerichtsakte und der den KlÃ¤ger
betreffenden Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, insbesondere ist sie innerhalb der einmonatigen
Berufungsfrist des Â§ 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG), gerechnet ab
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Zustellung der erstinstanzlichen Entscheidung bei dem Landessozialgericht
eingegangen. Die BerufungsbeschrÃ¤nkungen des Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 SGG stehen
der ZulÃ¤ssigkeit nicht entgegen, weil nicht um eine wertmÃ¤Ã�ig bezifferbare
Geld-, Sach- oder Dienstleistung gestritten wird.

Die Berufung ist auch begrÃ¼ndet. Im Ergebnis zu Unrecht hat das Sozialgericht die
Klage abgewiesen. Die angefochtenen Verwaltungsentscheidungen erweisen sich
auch in der Fassung des angenommenen Teilanerkenntnis als rechtswidrig und
verletzen den KlÃ¤ger in seinen Rechten, denn er hat Anspruch auf Zuerkennung
eines GdB von 50.

GemÃ¤Ã� Â§ 152 Abs. 1 SGB XI (bis zum 31. Dezember 2017 Â§ 69 Abs. 1 SGB IX)
stellen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen
BehÃ¶rden â�� in Schleswig-Holstein das Landesamt fÃ¼r soziale Dienste â�� das
Vorliegen einer Behinderung und den Grad der Behinderung fest. Eine Behinderung
liegt nach Â§ 2 Abs. 1 SGB IX vor, wenn Menschen kÃ¶rperliche, seelische, geistige
oder SinnesbeeintrÃ¤chtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs-
und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der
Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger als 6 Monate hindern kÃ¶nnen.
Eine BeeintrÃ¤chtigung in diesem Sinn liegt vor, wenn der KÃ¶rper und
Gesundheitszustand von dem fÃ¼r das Lebensalter typischen Zustand abweicht.
Der Grad der Behinderung ist nach 10er-Graden abgestuft festzustellen. GemÃ¤Ã� 
Â§ 153 Abs. 2 SGB IX (bis 31. Dezember 2017 Â§ 70 Abs.2 SGB IX) ist das
Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales ermÃ¤chtigt durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates die GrundsÃ¤tze aufzustellen, die fÃ¼r die
medizinische Bewertung des Grades der Behinderung und die medizinischen
Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe von Merkzeichen maÃ�gebend sind, die nach
Bundesrecht im Schwerbehindertenausweis einzutragen sind. Eine entsprechende
VerordnungsermÃ¤chtigung fÃ¼r das soziale EntschÃ¤digungsrecht enthÃ¤lt Â§ 30
Abs.16 BVG (zuvor Â§ 30 Abs.17 BVG). Das Bundessministerium fÃ¼r Arbeit und
Soziales hat auf Grundlage des damaligen Â§ 30 Abs. 17 BVG mit Wirkung ab 1.
Januar 2009 die Versorgungsmedizinâ��Verordnung (VersMedV) erlassen. Diese
enthÃ¤lt in ihrer Anlage zu Â§ 2 die versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tze (VmG),
in denen u.a. die Einzelheiten der GdB-Bemessung, zum Teil der Voraussetzungen
der Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen und der Bildung des Gesamt-GdB
bei Vorliegen mehrerer Behinderungen geregelt sind.

Liegen mehrere Behinderungen vor, so wird der GdB gemÃ¤Ã� Â§ 152 Ab.3 SGB IX
(bis 31. Dezember 2017 gem.Â§ 69 Abs. 3 SGB IX) nach den Auswirkungen der
BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Dabei ist nach Teil A Nr. 3 der VmG zu
beachten, dass leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB von 10 bedingen
in der Regel nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigungen fÃ¼hren. Auch bei leichten
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 20 ist es vielfach nicht
gerechtfertigt auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderungen zu
schlieÃ�en. Eine Addition oder andere Rechenmethoden sind zur Ermittlung des
Gesamt-GdB ungeeignet. Ausgangsbasis fÃ¼r die Bildung des Gesamt-GdB ist nach
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Teil A Nr. 3 c VmG vielmehr die FunktionsbeeintrÃ¤chtigung, die fÃ¼r sich
genommen den hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt. Es ist dann zu prÃ¼fen, ob und
inwieweit weitere FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen den GdB insgesamt erhÃ¶hen.
Dabei sind verschiedene Fallgruppen zu beachten. So kÃ¶nnen
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen voneinander unabhÃ¤ngig sein und ganz
verschiedene Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens betreffen. Eine
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung kann sich auf eine andere aber auch ganz besonders
nachteilig auswirken. Dieses ist vor allem der Fall, wenn
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen an paarigen GliedmaÃ�en oder Organen vorliegen.
Ferner kÃ¶nnen sich die Auswirkungen von Behinderungen Ã¼berschneiden. Es gibt
auch FÃ¤lle, in denen die Auswirkungen einer FunktionsbeeintrÃ¤chtigung durch
eine hinzutretende GesundheitsstÃ¶rung gar nicht verstÃ¤rkt werden.

Bei Behinderungen, die mit einem Einzel-GdB von 20 zu bewerten sind, ist im
Hinblick auf die nach Teil A Nr. 3 d ee VmG mÃ¶gliche, in vielen FÃ¤llen aber auch
nicht anzunehmende erhÃ¶hende Wirkung auf den Gesamt-GdB auch zu
berÃ¼cksichtigen, ob es sich um sogenannte "schwache" oder "starke" 20er-Werte
handelt, also solche, die eher zu einem GdB von 10 oder eher zu einem GdB von 30
tendieren.

Die schwerbehindertenrechtliche Bewertung einer Diabeteserkrankung richtet sich
nach Teil B Nr. 15.1 VmG.

Danach erleiden an Diabetes erkrankte Menschen, deren Therapie regelhaft keine
HypoglykÃ¤mie auslÃ¶sen kann und die somit in der LebensfÃ¼hrung kaum
beeintrÃ¤chtigt sind, auch durch den Therapieaufwand keine
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung, die die Feststellung eines GdB rechtfertigt. Der GdB
betrÃ¤gt 0.

An Diabetes erkrankte Menschen, deren Therapie eine HypoglykÃ¤mie auslÃ¶sen
kann und die durch Einschnitte in der LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigt sind,
erleiden durch den Therapieaufwand eine signifikante TeilhabebeeintrÃ¤chtigung.
Der GdB betrÃ¤gt 20.

An Diabetes erkrankte Menschen, deren Therapie eine HypoglykÃ¤mie auslÃ¶sen
kann, die mindestens einmal tÃ¤glich eine dokumentierte Ã�berprÃ¼fung des
Blutzuckers selbst durchfÃ¼hren mÃ¼ssen und durch weitere Einschnitte in der
LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigt sind, erleiden je nach AusmaÃ� des
Therapieaufwands und der GÃ¼te der Stoffwechseleinstellung eine stÃ¤rkere
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung. Der GdB betrÃ¤gt 30-40.

An Diabetes erkrankte Menschen, die eine Insulintherapie mit tÃ¤glich mindestens 4
Insulininjektion durchfÃ¼hren, wobei die Insulindosis in AbhÃ¤ngigkeit vom
aktuellen Blutzucker, der folgenden Mahlzeit und der kÃ¶rperlichen Belastung
selbstÃ¤ndig variiert werden muss, und durch erhebliche Einschnitte gravierend in
der LebensfÃ¼hrung beeintrÃ¤chtigt sind, erleiden aufgrund dieses
Therapieaufwandes eine ausgeprÃ¤gte TeilhabebeeintrÃ¤chtigung. Die
Blutzuckerselbstmessungen und Insulindosen bzw. Insulingaben Ã¼ber die

                             7 / 10



 

Insulinpumpe mÃ¼ssen dokumentiert sein. Der GdB betrÃ¤gt 50.

AuÃ�ergewÃ¶hnlich schwer regulierbare Stoffwechsellagen kÃ¶nnen jeweils
hÃ¶here GdB- Werte bedingen.

Dazu hat das Bundessozialgericht in gefestigter, stÃ¤ndiger Rechtsprechung
(vergleiche Urteil vom 25. Oktober 2012, B 9 SB 2/12 R; Urteil vom 17. April 2013, B
9 SB 3/12 R; Urteil vom 16. Dezember 2014, B9 SB 2/13 R) entschieden, dass der im
4. Absatz von Teil B Nr. 15.1 VmG genannte Therapieaufwand die ebenfalls
erforderliche gravierende BeeintrÃ¤chtigung in der LebensfÃ¼hrung nicht indiziert,
sondern Ã¼ber den geschilderten Therapieaufwand hinaus gravierende Einschnitte
in der LebensfÃ¼hrung feststellbar sein mÃ¼ssen. Je nach persÃ¶nlichen
FÃ¤higkeiten und UmstÃ¤nden der betreffenden Person kÃ¶nne sich die Anzahl der
Insulininjektionen und die stÃ¤ndige Anpassung der Dosis unterschiedlich stark auf
die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft auswirken. Abgesehen davon sei fÃ¼r die
Beurteilung des GdB bei Diabetes auch die jeweilige Stoffwechsellage bedeutsam,
die im Rahmen des Merkmals der gravierenden BeeintrÃ¤chtigung der
LebensfÃ¼hrung berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nne. Gravierende
BeeintrÃ¤chtigungen in der LebensfÃ¼hrung kÃ¶nnten mithin auf Besonderheiten
in der Therapie beruhen, etwa wenn ein Erkrankter aufgrund persÃ¶nlicher Defizite
fÃ¼r eine Injektion erheblich mehr Zeit benÃ¶tige als ein anderer, im Umgang mit
den Injektionsutensilien versierter Mensch. (BSG, Urteil vom 25. Oktober 2012 aaO).
Es sei eine Gesamtbetrachtung vorzunehmen. Nicht zu fordern sei jedoch, dass
erhebliche Einschnitte in mindestens zwei verschiedenen Lebensbereichen
vorliegen mÃ¼ssten. Bei der anzustellenden Gesamtbetrachtung aller
Lebensbereiche lasse sich eine ausgeprÃ¤gte TeilhabebeeintrÃ¤chtigung aber nur
unter strengen Voraussetzungen bejahen (BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014
aaO). BerÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnten hier nennenswerte Zeiten von
ArbeitsunfÃ¤higkeit oder stationÃ¤rer BehandlungsbedÃ¼rftigkeit oder
FolgeschÃ¤den an anderen Organen. (BSG aaO). EinschrÃ¤nkungen bei privaten
oder dienstlichen Reisen oder beim Besuch Ã¶ffentlicher Veranstaltungen und bei
der Nahrungsaufnahme beinhalteten eine stÃ¤rkere TeilhabebeeintrÃ¤chtigung im
Sinne des dritten Absatzes von Teil B Nr. 15.1 VmG, erreichten das AusmaÃ� einer
darÃ¼ber noch hinausgehenden ausgeprÃ¤gten TeilhabebeeintrÃ¤chtigung im
Sinne des vierten Absatzes von Teil B Nr. 15.1 VmG jedoch nicht (BSG, Urteil vom
16. Dezember 2014 aaO).

Der erkennende Senat schlieÃ�t sich dieser Rechtsprechung unter Hintanstellung
von Bedenken an. FÃ¼r die Sichtweise des BSG spricht nÃ¤mlich schon der
Wortlaut der Norm, die neben dem geschilderten Therapieaufwand ein Hinzutreten
erheblicher Einschnitte fordert. Die VmG formulieren eindeutig " und durch " und
nicht etwa " und dadurch ". Gleichwohl ist nicht zu verkennen, dass dieser Ansatz
dazu fÃ¼hrt, dass die Bewertung des GdB fÃ¼r eine Diabeteserkrankung nicht nur
von leicht Ã¼berprÃ¼fbaren, objektivierbaren medizinischen Merkmalen abhÃ¤ngt,
sondern von einer zusÃ¤tzlichen, individuellen Bewertung im Rahmen einer
Gesamtbetrachtung, der naturgemÃ¤Ã� eine subjektive Komponente innewohnt.
Dem Ziel gleichgelagerte Sachverhalte im Rahmen einer Massenverwaltung auch
gleich zu bewerten, wird dadurch tendenziell eher entgegengewirkt.
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Der erkennende Senat gelangt ungeachtet dessen unter Zugrundelegung der
MaÃ�stÃ¤be der zitierten hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung zum Vorliegen einer
gravierenden BeeintrÃ¤chtigung in der LebensfÃ¼hrung. Der KlÃ¤ger hat in der
BerufungsbegrÃ¼ndung ausfÃ¼hrlich und glaubhaft EinschrÃ¤nkungen bei Reisen
aber auch bei privaten Besuchen im Freundeskreis oder der Teilnahme an
Ã¶ffentlichen Veranstaltungen geschildert. Dass insoweit stÃ¤rkere
BeeintrÃ¤chtigungen vorliegen, ist in Hinblick auf die Zahl der dokumentierten
Blutzuckermessungen und Insulininjektionen auch schlÃ¼ssig. Diese
EinschrÃ¤nkungen erreichen fÃ¼r sich allein allerdings das AusmaÃ� einer
gravierenden BeeintrÃ¤chtigung noch nicht, wohl aber das AusmaÃ� einer
stÃ¤rkeren BeeintrÃ¤chtigung, wie sie fÃ¼r die Annahme eines GdB von 30-40
erforderlich ist. Hinzu kommen bei dem KlÃ¤ger vorliegend aber noch SchÃ¤den an
anderen Organen bzw. gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen, die mit einer gewissen
Wahrscheinlichkeit auf den Diabetes zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind. So hat der KlÃ¤ger
einen zweifachen Zahnverlust erlitten, der auch nur eingeschrÃ¤nkt durch
Zahnersatz kompensiert werden konnte, denn auf den Einsatz von Implantaten ist
auf Anraten des behandelnden Zahnarztes verzichtet worden. Dieser fÃ¼hrt den
Zahnverlust auf die Diabeteserkrankung zurÃ¼ck. Es ist auch anerkannt, dass eine
Diabeteserkrankung mit einem erhÃ¶hten Risiko von Parodontitis und
WundheilungsstÃ¶rungen im Mundbereich einhergeht (vergleiche Eintrag zu
Diabetes mellitus bei Wikipedia in der Version vom 13.Februar 2020 m.w.N.).
Gleiches gilt fÃ¼r ein erhÃ¶htes Risiko infolge der mit der Erkrankung
einhergehenden DurchblutungsstÃ¶rungen, einen Herzinfarkt zu erleiden (Wikipedia
aaO). Insoweit ist darauf zu verweisen, dass der KlÃ¤ger an einer koronaren
Herzkrankheit leidet und bereits einen Herzinfarkt erlitten hat. Der behandelnde
Diabetologe und Internist Dr. S fÃ¼hrt diese Erkrankung kausal auf den langjÃ¤hrig
bestehenden Diabetes zurÃ¼ck. Dr. S bescheinigte auch das von dem KlÃ¤ger
ebenfalls beklagte Vorliegen einer erektilen Dysfunktion. Auch insoweit besteht ein
erhÃ¶htes Risiko fÃ¼r mÃ¤nnliche Diabetiker eine erektile Dysfunktion zu
entwickeln (vgl. www.zuckerkrank.de/diabetes-alltag/sexualitaet). Die
BerÃ¼cksichtigung von Folgeerkrankungen, die mit Wahrscheinlichkeit durch den
Diabetes mitverursacht worden sind, erfordert nicht, dass die Folgeerkrankung
selbst mit einem GdB zu bewerten ist, der sich erhÃ¶hend auf den Gesamt-GdB
auswirken kann. WÃ¼rde man dies fordern, so bliebe fÃ¼r die BerÃ¼cksichtigung
von Folgeerkrankung im Rahmen von Teil B Nr.15.1 VmG kaum ein eigener
Anwendungsbereich, weil dann ja schon die Folgeerkrankung selbst im Rahmen der
Gesamt-GdB-Bildung BerÃ¼cksichtigung finden wÃ¼rde. Auch ein Vergleich zu den
anderen Fallgruppen erheblicher EinschrÃ¤nkungen im Sinne der streitigen Norm
legt dies nahe, denn wenn mit der Rechtsprechung des BSG schon ein zeitlicher
Mehraufwand fÃ¼r die notwendigen Injektionen aufgrund persÃ¶nlicher Defizite die
Annahme erheblicher EinschrÃ¤nkungen rechtfertigt, ist ein allzu restriktiver
MaÃ�stab bei der BerÃ¼cksichtigung von Folgeerkrankungen nicht indiziert. Es
kommt daher vorliegend auch nicht darauf an, ob die Voraussetzungen der
Bewertung der erektilen Dysfunktion mit einen GdB von 20 gemÃ¤Ã� Teil B Nr. 13.2
VmG bzw. des Zahnverlustes gemÃ¤Ã� Teil B Nr.7.4 VmG vorliegen.

BerÃ¼cksichtigt man sowohl die EinschrÃ¤nkungen bei der Freizeitgestaltung,
insbesondere beim Reisen, bei Restaurantbesuchen sowie bei der Teilnahme an

                             9 / 10



 

Ã¶ffentlichen Veranstaltungen und den Besuch von Freunden als auch das
Vorliegen mehrerer Folgeerkrankungen des Diabetes, so liegen insgesamt
gravierende BeeintrÃ¤chtigungen in der LebensfÃ¼hrung vor, die die Bewertung
der Erkrankung des KlÃ¤gers mit einem GdB von 50 rechtfertigen. GestÃ¼tzt wird
dies auch durch den Umfang des Therapieaufwandes, der hier den in Teil B Nr.15.
Abs.4 VmG geforderten Mindestumfang noch deutlich Ã¼bersteigt.

Die EinschrÃ¤nkungen der Beweglichkeit in der rechten Schulter hat der Beklagte
nicht korrekt bewertet. Denn die 10 bzw. 11 Monate postoperativ vom M Klinikum
dokumentierte AbduktionsfÃ¤higkeit von 90 Grad bedingt gemÃ¤Ã� Teil B Nr. 18.13
VmG einen GdB von 20 und nicht nur von 10. In Hinblick darauf, dass dieser
Grenzwert gerade so erreicht wird, erscheint es aber nicht angezeigt, den Gesamt-
GdB weiter zu erhÃ¶hen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1, Abs. 4 SGG und folgt der
Entscheidung in der Hauptsache.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor.

Erstellt am: 03.03.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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